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Europa 
Zur Frage der Mitarbeit der Schweiz im Europarat (eine Petition der Jugend) : Das Petitionskomitee und wer dazu gehört 
— Eine Erklärung Dr. Josef Senns im Namen der beteiligten katholischen Jugendverbände — Die Natur des Europarates, 
ein geeigneter Rahmen für die Mitarbeit der Schweiz — Vom Europarat schon Erreichtes auf kulturellem, rechtlichem, 
sozialem Gebiet — Gefährdung der Neutralität? — Das Beispiel Oesterreich — Der Papst. 

Pädagogik 
Die wahren Dimensionen der religiösen Bildung: Differenzierte Situation ergibt nicht d i e Situation des Jugendlichen — 
Was geschieht für die T e c h n i k e r ? — Ein Weltbild für die oberen Klassen — Wann ist eine höhere Schule katholisch? . . . 
T- Die Tendenz der Welt — Die Situation in Frankreich — Deutschland — USA — Die Bedeutung der Familie — Das 
Katechumenat. 

Ex urbe et orbe 
Noch ist Polen nicht gewonnen: 1. Der Wandel seit den Posener Unruhen — 2. Wladyslaw Gomulka — 3. Gomulkas Vierer­
bund gegen den moskauhörigen Dreibund Rokossowskis — 4. Die kritische Sitzung mit Moskaus erster Garnitur und ihr 
Ergebnis — 5. Die Aussichten für Gomulka — für Kardinal Wyszynski — für Polen. 

Religionsgeschichte 
Albright William F. : Die Religion Israels Im Licht der archäologischen Ausgrabungen: ein empfehlenswertes Buch — im­
mer noch. 

ie Schweiz und Guropa 
«Der Europa-Rat hat %ur Aufgabe, eine engere Verbindung avi­

schen seinen Mitgliedern %um Schutze und %ur Förderung der Ideale 
und Grundsätze, die ihr gemeinsames Erbe bilden, herzustellen und 
ihren wirtschaftlichen und socialen Fortschritt %u fördern. 

Die Aufgabe wird von den Organen des Rates erfüllt durch Bera­
tung der Fragen allgemeinen Interesses, durch den Abschluss von Ab­
kommen und durch gemeinschaftliches Vorgehen auf wirtschaftlichem, 
socialem, kulturellem und wissenschaftlichem Gebiet und auf den Ge­
bieten des Rechts und der Verwaltung sowie durch den Schute und die 
Fortentwicklung der Menschenrechte und Grundfreiheiten. 

Fragen der nationalen Verteidigung gehören nicht %ur Zuständigkeit 
des Europa-Rates.» . . . . „ . _ _, . 

(Aus Art. i des Statuts des Europa-Rates) 

Seit der Abstimmung über den Beitritt zum Völkerbund im 
Jahre 1920 hat keine eigentliche Diskussion mehr über aussen-
politische Probleme in der schweizerischen Öffentlichkeit 
stattgefunden, wie sie in einer direkten Demokratie gegeben 
wäre; Aussenpolitik ist heute Regierungspolitik, in die sich 
sogar kaum einmal das Parlament einzuschalten wagt. Nun 
hat aber d i e J u g e n d die Initiative ergriffen und eine Petition 
lanciert, w e l c h e d i e M i t a r b e i t d e r S c h w e i z im E u ­
r o p a - R a t im R a h m e n i h r e r N e u t r a l i t ä t f o r d e r t . Mit 
dieser Petition wollen die beteiligten Jugendorganisationen 
wieder ein solches demokratisches Gespräch über unsere Aus­
senpolitik anregen, nicht die Richtigkeit des Grundsatzes der 
Neutralität und Solidarität in Zweifel ziehen, sondern die ver­
schiedenen Möglichkeiten der Ausgestaltung dieses GrundT 
satzes aufzeigen. Sie wollen gleichzeitig ein Bekenntnis zur 

Idee der europäischen Einigung ablegen, an der sich die 
Schweiz zwar vorläufig nur am Rande beteiligen kann, auf die 
aber die Schweiz sich ausrichten muss, wenn sie ihren eigenen 
Grundsätzen der Demokratie und des Föderalismus treu blei­
ben will. 

Die Initiative der schweizerischen Jugendorganisationen hat 
heute, nach der brutalen Unterdrückung des ungarischen 
Freiheitskampfes, eine ganz besondere Aktualität. Denn es hat 
sich deutlich herausgestellt, das s die europäischen Länder in 
ihrem jetzigen Zustand der Zersplitterung ohnmächtig sind 
gegenüber dem Auftreten der nackten Gewalt, und sie nur 
dann in ihre Grenzen zurückweisen können, wenn sie sich 
stärker zusammenschliessen. 

Vertreter von sechs Schweizer Jugendorganisationen hatten 
sich während der Tagung der «Europäischen Versammlung 
der Politischen Jugend», die 1954 in Wien stattfand, entschlos­
sen, nicht nur immer den andern gute Ratschläge-zu erteilen, 
sondern selber eine stärkere Beteiligung der Schweiz an der 
europäischen Einigung zu verlangen - eine Forderung, die es 
natürlich nicht in Wien, sondern in der Schweiz durchzusetzen 
galt. Auf ihre Anregung wurde dann in der Schweiz ein Pe­
titionskomitee gebildet, dem ein grosser Kreis von Jugend­
verbänden verschiedenen religiösen, edukativen und politi­
schen Charakters angehören: die Association romande de la 
Jeunesse catholique, der Bund der Schweizer Jungkonserva­
tiven und Jungchristlichsozialen, der Bund Europäischer Ju­
gend der Schweiz, der Bund Schweizerischer Genossenschafts­
jugend, das Bundeskomitee der Christlichen Vereine Junger 
Männer der deutschsprachigen Schweiz, die Bürgerliche Hoch-
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schulgruppe (BGB) in Bern, die Jeunesse Libérale de Genève, 
der Bundesvorstand der Evangelischen Jugend der Schweiz 
(die «Junge Kirche»), die Jungliberale Bewegung der Schweiz, 
die Landesringfraktionen der schweizerischen Jugendparla­
mente, die Liberalsozialistische Jugend des Kantons Zürich, 
die Schweizerischen Jungguttempler, der Schweizerische Ka­
tholische Jungmannschaftsverband und die Sozialdemokrati­
sche Jugend der Schweiz; als einzige Erwachsenen-Organi­
sation ist, was ja von vornherein gegeben war, die Europa-
Union der Schweiz im Komitee vertreten. 

Die Petition, für die heute Unterschriften gesammelt wer­
den, hat folgenden Wortlaut : 
Die unterzeichneten Schweizer und Schweizerinnen sind überzeugt, 
- dass das Schicksal der Schweiz mit dem Schicksal aller Völker, insbe­

sondere derjenigen Europas, eng verbunden ist; .. 
- dass die Schweiz mitzureden hat, wo es gilt, für das kulturelle Erbe der 

europäischen Völker einzustehen, die allgemeine Wohlfahrt zu fördern, 
Demokratie und Freiheit zu stärken und den Frieden zu sichern; 

- dass die Schweiz, sowohl in Erkenntnis ihrer Solidarität mit den Völkern 
Europas als auch zur Wahrung ihrer eigenen Interessen, allen europä­
ischen Organisationen beitreten soll, soweit dies ohne Preisgabe der Neu­
tralität möglich ist; 

- dass die Schweiz insbesondere dem Europa-Rat als freies Mitglied bei­
treten soll, das heisst als Mitglied, das sich getreu seiner Politik der Neu­
tralität und Solidarität an kulturellen, wissenschaftlichen, rechtlichen, 
sozialen und wirtschaftlichen Arbeiten beteiligt, sich aber von politisch-
militärischen Gesprächen fernhält; 

- dass es an der Schweiz liege, die Initiative zu ergreifen; 
u n d b e g e h r e n von den e idgenöss i s chen Rä ten , den Bundes ­
ra t zu beau f t r agen , sobald als mög l i ch V e r h a n d l u n g e n auf­
z u n e h m e n , um den Be i t r i t t der Schweiz zum E u r o p a - R a t als 
freies Mi tg l i ed u n t e r W a h r u n g ih re r N e u t r a l i t ä t in die Wege 
zu lei ten. 

Anlässlich der Pressekonferenz, mit der die Unterschriften­
sammlung eröffnet wurde, erklärte Herr Dr. Josef Senn im Na­
men der beteiligten katholischen Jugendverbände; 

«Für die katholische Jugendbewegung der Schweiz... sind die euro­
päischen Einigungsbestrebungen nicht nur eine politische Idee, sondern 
eine sittliche Forderung. Als Christen und Katholiken wissen wir, dass -
beginnend bei der Familie - die V e r w i r k l i c h u n g des G e m e i n w o h l s 
immer dann auf e iner h ö h e r e n Stufe des gese l l schaf t l i chen 
Lebens gesuch t w e r d e n m u s s , wenn die v o r a n g e h e n d e Stufe 
für neue Aufgaben u n d V e r h ä l t n i s s e n ich t m e h r ausre ich t . 
Die technischen Fortschritte, die wirtschaftlichen Notwendigkeiten und 
überhaupt die gesamte Entwicklung der Zivilisation und Kultur haben 
heute alle Staaten an die Grenze der unabhängigen Erfüllung ihrer öffent­
lichen Aufgaben geführt. Diese Tatsache scheint uns neben anderen Grün­
den den bedauerlichen Rückgang des staatsbürgerlichen Interesses der 
jungen Generation zu erklären. Wir spüren, dass unser Land von Kräften 
und Situationen gefördert und bedroht wird, die nicht mehr vom ein­
zelnen Nationalstaat oder Kleinstaat gemeistert werden können. 

Der unvermittelte Sprung vom Einzelstaat zur weltumspannenden po­
litischen Ordnung, die mit fraglichem Erfolg von der UNO angestrebt 
wird, scheint uns zu gross zu sein. Die eu ropä i s che Gemeinschaf t 
ist e ine n o t w e n d i g e Stufe im o r g a n i s c h e n Aufbau der 
mensch l i chen Gese l l schaf t . Sie ist übrigens nicht bloss Plan und 
Konstruktion, sondern trotz der Tragik ihrer politischen Geschichte eine 
in Jahrhunderten gewachsene Realität im Reiche des Geistes. Die Vielfalt 
der geistigen Strömungen, welche Europa hervorgebracht hat, dementiert 
nicht die Tatsache, dass sein innerstes Wesen doch das ch r i s t l i che 
A b e n d l a n d ist. Ihm wissen wir uns verpflichtet - ohne romantischen 
Traum, Vergangenes erneuern zu wollen, und im vollen Bewusstsein, dass 
Europa die freie Heimat von Menschen verschiedener Bekenntnisse sein 
muss. 

Für uns Katholiken ist damit die grundsätzliche Bejahung der europä­
ischen Einigungsbestrebungen bereits gegeben. Vom E u r o p a - R a t kann 
man zum mindesten feststellen, dass er ein wertvoller Anfang und die erste 
offizielle Verwirklichung dieser Bestrebungen ist. Man darf nicht ein be­
hutsames Vorgehen verlangen und dann dem Europa-Rat doch vorwerfen, 
er sei ein machdoses Instrument. Heute kann er noch nichts anderes sein 
als ein offizielles F o r u m für A u s s p r a c h e n und B e r a t u n g e n . 

Nur ein b i l l ige r und ego i s t i s che r . O h n e m i c h ' - S t a n d p u n k t , 
mit dem wir Europa zum Ärgernis würden, vermöchte leichtfertig über die 

Frage einer schweizerischen Mitarbeit im Europa-Rat hinwegzugehen. 
Diesen S t a n d p u n k t l ehnen wir als amora l i s ch ab. Einzig die 
gewissenhaft durchdachte Neutralität könnte unter Umständen die Anwe­
senheit schweizerischer Vertreter in Strassburg zum Problem machen. 
D e r Tex t der P e t i t i o n sche in t uns aber g e n ü g e n d Sicher­
he i t en zu e n t h a l t e n , dami t eine e th isch v e r a n t w o r t b a r e und 
g e b o t e n e N e u t r a l i t ä t der Schweiz n ich t a n g e t a s t e t wird . Es 
wäre gewiss auch nicht im Interesse Europas gelegen, wenn die Schweiz 
an ihrer politischen und militärischen Neutralität Zweifel aufkommen 
liesse zu einer Zeit, da alle europäischen Einigungsbestrebungen noch viel 
mehr Plan als Wirklichkeit s ind. . . 

Wir begrüssen die Petition besonders deshalb, weil sie f ü r d i e Schwei­
ze r jugend zum Anlass w i r d , e iner Schicksalsfrage^ u n s e r e r 
Ze i t ih re Aufmerksamke i t zu schenken . Obwohl zu hoffen ist, dass 
sie auch ausserhalb der Jugend auf Interesse stösst, ist es doch verständlich, 
wenn sie von der Jugend ausgeht; denn die junge Generation wird in den 
kommenden Jahrzehnten die Folgen zu spüren bekommen, ob Europa 
seine Einigung und damit seine Kraft findet oder nicht. Die Schweiz aber 
liegt in Europa - nicht nur nach geographischer Länge und Breite, sondern 
auch wirtschaftlich, geschichtlich und geistig.» 

Der Europa-Rat verwirklicht noch nicht die europäische 
Einigung, er ist kein europäischer Bundesstaat, er gibt keine 
fertige Lösung, er ist ein Anfang, ein Schritt zu einem Ziel, das 
noch nicht genau umschrieben und fixiert ist und an dessen Ge­
staltung die Schweiz daher mitarbeiten kann, wenn sie nicht 
stets abseits bleibt und sich isoliert. Der Europa-Rat fordert 
keine Souveränitätsbeschränkung, er kann seinen Mitgliedern 
keine Beschlüsse aufzwingen, er ist also keine übernationale 
Instanz, die effektive und schnell wirksame Beschlüsse fassen 
könnte. Er würde damit auch der Schweiz die Möglichkeit 
lassen, an einigen Aktionen teilzunehmen, von anderen fern­
zubleiben oder sie sogar zu verhindern. Man darf nicht beides 
auf einmal verlangen: unbedingte Durchschlagskraft und 
gleichzeitig die Freiheit jedes Mitglieds, immer erneut ja oder 
sein sagen zu dürfen. Die Schweiz, die keine Veranlassung hat, 
sich in ein Abenteuer zu stürzen und die europäische Einigung 
lieber organisch wachsen sieht, wird heute die Entscheidungs­
freiheit vorziehen; gerade darum scheint der Europa-Rat ein 
geeigneter Rahmen für die Mitarbeit der Schweiz zu sein, denn 
hier kann sie sich umschauen, an einzelnen Arbeiten teilneh­
men, Verständnis für ihre eigene Haltung wecken und ihre Er­
fahrung im lebendigen Föderalismus zum Nutzen ganz Euro­
pas verwenden. 

Wenn der Europa-Rat auch keine schnellen und unmittel­
baren Entscheidungen fällen kann, so bedeutet dies doch kei­
neswegs, dass seine Tätigkeit unwirksam bleibt. Dies s c h e i n t 
oft so, weil seine eigentlichen Leistungen von der Tagespresse 
wenig beachtet werden und mehr die Beratungen der Konsul­
tativen Versammlung, die im «Maison de l 'Europe» in 
Strassburg tagt, die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit fin­
den. Diese Versammlung, die sich aus Mitgliedern der nationa­
len Parlamente zusammensetzt, ist aber auch nicht einfach ein 
Forum unverbindlicher Gespräche, bei denen die Parlamen­
tarier europäische Bekenntnisse ablegen, die sie im nationalen 
Alltag wieder vergessen; vielmehr arbeiten sie in ständigen 
Kommissionsberatungen gemeinsam an konkreten Proble­
men, woraus ebenso konkrete Vorschläge entstehen. Gerade 
dadurch wird ihnen immer wieder die Notwendigkeit einer 
engeren Zusammenarbeit vor Augen geführt. Diese Vor­
schläge gelangen dann an das Ministerkomitee, das einstimmig 
seine Beschlüsse fasst und die Abkommen verabschiedet, 
welche die sichtbaren Leistungen des Europa-Rates darstellen, 
von denen viele schon in Kraft getreten sind. Es seien hier nur 
erwähnt: Auf k u l t u r e l l e m Gebiet die «Europäische Kultur­
konvention», die «Konvention über die Gleichwertigkeit der 
Maturitätszeugnisse», die Schaffung der «Europäischen kul­
turellen Identitätskarte»; auf r e c h t l i c h e m Gebiet die «Euro­
päische Konvention über die friedliche Beilegung von Strei­
tigkeiten», die «Europäische Konvention über die gegensei-
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tige Behandlung von Staatsangehörigen», die «Europäische 
Konvention über die Auslieferung», die «Europäische Kon­
vention über das Patentwesen»; auf s o z i a l e m Gebiet zwei 
«Zwischenabkommen über die soziale Sicherheit», die «Eu­
ropäische Konvention über die soziale und medizinische 
Hilfe», den «Europäischen Kodex der sozialen Sicherheit» 
und die Schaffung eines Europäischen Flüchtlingsfonds, der 
dazu dient, die Flüchtlinge in das soziale Leben wieder ein­
zugliedern; von besonderem Interesse dürften die weitgehend 
erfolgreichen Bemühungen um Erleichterungen im R e i s e ­
v e r k e h r sein, insbesondere um den stufen weisen Abbau des 
Passzwanges und die Abschaffung des Triptyks im Automobil­
verkehr. Von grösster Bedeutung ist aber die «Europäische 
Konvention über die M e n s c h e n r e c h t e » , die zum ersten 
Mal nicht nur einem Staat die Klage gegen einen anderen Staat 
ermöglicht, der die Menschenrechte verletzt, sondern jeder 
Einzelperson erlaubt, gegen ihren eigenen Staat oder einen an­
deren Staat eine Beschwerde bei der Europäischen Menschen­
rechtskonvention einzureichen - was den Anfang einer eigent­
lichen übernationalen Rechtsordnung bildet. 

Wenn also der Europa-Rat unzweifelhaft echte Leistungen 
aufweist, die gerade für die Schweiz von besonderem Interesse 
sind, wird sich doch immer wieder die Frage stellen: Bedeutet 
ein Beitritt zum Europa-Rat nicht doch eine Abkehr von der 
Neutralität oder zumindest eine Ab seh wächung der selben ? Diese 
Frage kann eindeutig verneint werden. Neutralität bedeutet 
Nicht-Beteiligung an einem Krieg. Gegen die Neutralität Ver­
stössen daher alle internationalen Verpflichtungen, sich an 
einem Krieg zu beteiligen. Kein Artikel des Europa-Rats ent­
hält aber eine solche Verpflichtung. Er ist k e i n e Allianz, wie 
sie die N A T O darstellt, deren Mitgliedstaaten das Versprechen 
gegeben haben, sich militärisch zu unterstützen, falls einer von 
ihnen von einem dritten Staat angegriffen würde. Der Europa-
Rat stellt auch ke ine Sicherheitsorganisation dar, die ihre 
Mitglieder ebenfalls in kriegerische Auseinandersetzungen ver­
wickeln kann, indem sie von ihnen fordert, Sanktionen gegen 
Friedensbrecher innerhalb oder ausserhalb der Mitgliedstaaten 
zu ergreifen. Eine solche Sicherheitsorganisation war der Völ­
kerbund; deshalb musste die Schweiz bei ihrem Beitritt zu­
mindest eine différentielle Neutralität einführen, indem sie sich 
wohl weigerte, militärische Sanktionen anzuwenden, aber 
sich bereit erklärte, wirtschaftliche Sanktionen gegen einen 
Friedensbrecher zu ergreifen. A u c h e ine s o l c h a b g e ­
s c h w ä c h t e B e i s t a n d s p f l i c h t i s t im E u r o p a - R a t 
n i c h t v o r g e s e h e n , u n d a l so n i c h t e i n m a l d ie E i n ­
f ü h r u n g e i n e r d i f f e r e n t i e l l e n N e u t r a l i t ä t n o t w e n ­
d ig . 

Immerhin wäre es nun möglich, dass der Europa-Rat die 
Neutralität im strikten Sinne des Wortes nicht beeinträchtigt, 
aber doch unsere Neutral i tätspoli t ik tangiert, die umfassen­
der und darauf ausgerichtet ist, bei keiner Macht den Verdacht 
zu erregen, die Schweiz könne s p ä t e r einmal ihre Neutrali­
tät aufgeben. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewie­
sen, dass die Schweiz nicht nur keiner militärischen, sondern 
auch keiner politischen Organisation beitreten könne, und dass 
der Europa-Rat eine solche politische Organisation darstelle. 
Diese Behauptung ist in dieser generellen Form aber kaum ge­
rechtfertigt, denn auch die Neutral i tätspoli t ik ist auf den 
Krieg ausgerichtet, auch sie verbietet nur die Teilnahme an 
s o l c h e n internationalen Aktionen, welche die Schweiz in 
Feindseligkeiten verwickeln könnte. Eine politische Organi­
sation müsste daher die Schweiz so stark binden, dass es ihr 
praktisch unmöglich wäre, sich von einem Krieg, an dem die 
anderen Mitglieder beteiligt sind, zu distanzieren, auch wenn 
sie offiziell dazu berechtigt wäre; die Aufrechterhaltung der 
Neutralität müsste also zumindest indirekt verunmöglicht sein. 
Das könnte-aber nur eine politische Organisation, die überna­
tionale Vollmachten hat und soviele Lebensbereiche umfasst, 
dass sich ein Mitgliedstaat gar nicht mehr aus einzelnen Be­

reichen heraushalten kann. Ein Europäischer Bundesstaat wäre 
zweifellos eine solche politische Organisation, der Europa-Rat 
aber ist es nicht. Im Europa-Rat verfügt die Schweiz wegen 
der Einstimmigkeitsklausel über ein Veto-Recht, sie kann da­
her jedes Abgleiten des Europa-Rats in eine Richtung, die ihr 
nicht passt, verhindern, und sie kann im äussersten Fall jeder­
zeit austreten. , 

Der Europa-Rat stellt auch trotz der Debatten über die po­
litischen Aspekte der Verteidigung, die seit der Rede Churchills 
im Sommer 1950 über eine Europäische Armee dort stattge­
funden haben, keinen «Machtblock» dar, und er ist auch nicht 
ein Teil eines solchen, genau so wenig wie die Organisation 
Européenne de Coopération Economique (OECE), an der die 
Schweiz beteiligt ist, obwohl sie nur auf die westeuropäischen 
Länder beschränkt ist. Diese Debatten führen zu keinen Be­
schlüssen, die dort geäusserten Stellungnahmen binden nur die 
Parlamentarier, die sie aussprechen, und in gar keiner Weise das 
Land, aus dem sie kommen. Die Abgeordneten des Europa-
Rates sind nicht Delegierte ihres Landes, sondern sprechen 
in ihrem persönlichen Namen. Zu wiederholten Malen hat des­
halb die schwedische Regierung sich dahin geäussert, dass sol­
che Debatten die Neutralitätspolitik der Regierung nicht be­
rühren. Die Petition sieht nun ausserdem vor, dass sich die 
schweizerischen Parlamentarier an politisch-militärischen Ge­
sprächen nicht beteiligen. Dies dürfte heute aber nur eine zu­
sätzliche Vorsichtsmassnahme darstellen. Unseres Erachtens 
würde aber auch ohne diese Einschränkung in der Mitarbeit, 
also bei einer vollen Mitgliedschaft im Europa-Rat, die Neutra­
lität der Schweiz nicht beeinträchtigt. 

Neutralitätspolitik ¿st nicht Neutralismus. Neutralismus ist eine 
Politik, die zwischen zwei Mächten die Waage zu halten sucht 
und möglichst keinen Schritt unternimmt, der einer der beiden 
Mächte missfallen könnte.- der Neutralismus will einfach un­
parteiisch sein, ganz abgesehen von der Möglichkeit eines 
Krieges. Ein n e u t r a l i s t i s c h e r Staat wird deshalb an keiner 
Organisation teilnehmen, die bei einer der Mächte irgendwel­
ches Missfallen erregt. Ein n e u t r a l e r Staat hingegen-kann 
auch an Organisationen, die regionalen Charakter haben,' teil­
nehmen, falls ihm dadurch nicht verunmöglicht wird, mit allen 
Mächten in Frieden zu leben - ganz gleichgültig, ob diese Or­
ganisation nun wissenschaftlichen, technischen, wirtschaftli­
chen oder eben «politischen» Charakter hat. 

Zweifellos würde der Beitritt der Schweiz zum Europa-Rat 
einer der heutigen Weltmächte missfallen, und zwar der So­
wjetunion. Denn sie ist gegen jede europäische Zusammen­
arbeit eingestellt, einfach deshalb, weil diese Zusammenarbeit 
der Sowjetunion verunmöglicht, die Hand auf ganz Europa 
zu legen. Trotzdem kann die Sowjetunion heute nicht mehr be­
haupten, ein Beitritt zum Europa-Rat sei mit der Neutralität 
unvereinbar, da die Sowjetunion die schwedische und öster­
reichische Neutralität direkt oder indirekt anerkannt hat, ob­
wohl beide Länder Mitglieder des Europa-Rates, sind. 

Als Bundesrat Petitpierre im Marz 1954 die Interpellation 
Borel, die um die Einsendung parlamentarischer Beobachter 
in den Europa-Rat ersuchte, negativ beantwortete, war der 
ö s t e r r e i c h i s c h e Staatsvertrag noch nicht abgeschlossen. 
Seither hat Oesterreich seine Freiheit wiedergewonnen, gleich­
zeitig die Verpflichtung zu dauernder Neutralität übernom­
men, und trotzdem ist es im Marz 1956 dem Europa-Rat bei­
getreten. Dadurch wurde demonstriert, dass die Mitglied­
schaft im Europa-Rat mit einer dauernden Neutralität verein­
bar ist. Der Berichterstatter, der vor dem österreichischen 
Parlament anlässlich der Debatte über den Beitritt zum Eu­
ropa-Rat referierte, Czernetz, sagte dazu : 

«Der Beschluss über die Neutralität Österreichs sieht ausdrücklich nur 
eine militärische Neutralität vor. Die Mitgliedschaft im Europa-Rat steht 
in keiner Weise in Widerspruch zu unserem Neutralitätsgesetz. Der Arti­
kel id des Statuts des Europa-Rats erklärt eindeutig, dass Fragen der na­
tionalen Verteidigung nicht zur Zuständigkeit des Europa-Rats gehören. 

233 



Dennoch sind im Verlaufe der jahrelangen Beratungen über die europä­
ische Verteidigung auch die politischen Aspekte der Verteidigung im 
Europa-Rat zur Sprache gekommen. Durch die Bildung der Westeuropa­
union ist allerdings auch das weggefallen, und der Europa-Rat befasst sich 
in keiner Weise mehr mit militärischen Angelegenheiten. Dem Europa-
Rat gehören übrigens auch neutrale Staaten, nämlich Schweden und Irland, 
an.» 

Die Sowjetunion akzeptierte diese Erklärung stillschweigend, 
indem sie keinerlei Protest einlegte als Oesterreich den Schritt 
vollzog und im Europa-Rat aufgenommen wurde. So kann 
man geradezu sagen, dass der in politischen Dingen seltene 
p r ä z i s e B e w e i s zu erbringen ist, dass d ie N e u t r a l i t ä t 
u n d d ie N e u t r a l i t ä t s p o l i t i k d e r S c h w e i z a u c h n a c h 
e i n e m B e i t r i t t z u m E u r o p a - R a t v o l l u n d g a n z er ­
h a l t e n b l e i b t . 

* 
Die europäische Einigung wird kommen, einfach deshalb, 

weil die technische Entwicklung die nationalen Grenzen 
sprengt, wie dies heute geradezu explosionsartig vor unseren 
Augen durch die Atomenergie geschieht. Gerade auch die 
Schweiz sieht sich veranlasst, an gemeinsamen Unternehmun­
gen zur Produktion der Atomenergie im Rahmen der OECE 
mitzuwirken, da die notwendigen Anlagen so grosse Kapital­
investitionen erfordern und so grosse Risiken mit sich brin­
gen, dass kein europäisches Land sie allein tragen kann. 

Diese technische und wirtschaftliche Zusammenarbeit aber 
kann nicht genügen, wenn der geistige Zusammenhalt fehlt. 

Freiheit, eine demokratische Ordnung und der echte Wille, in 
gemeinsames Gespräch zu kommen, sind die Grundlagen der 
europäischen Einigung. Ein solches gemeinsames Gespräch 
kann aber nur auf Vertrauen aufbauen. 

Sehr klar weist Papst Pius XII. in einer Ansprache vom 
15. Marz 1953 auf die Notwendigkeit einer sittlichen Einigung 
hin, die über die wirtschaftliche Einigung hinausgeht: 

«So stellt sich die Forderung nach dem, was man den europäischen 
Geist nennt, das Bewusstsein der inneren Einheit, das nicht so sehr auf der 
Befriedigung ^wirtschaftlicher Notwendigkeiten gegründet ist, sondern auf 
der Erfassung gemeinsamer geistiger Werte . . . Sie allein werden es ermög­
lichen, über die Schwierigkeiten zu triumphieren, die aus unvorgesehenen 
Umständen oder noch häufiger aus der Bosheit der Menschen früher oder 
später hervorgehen. Unter den Völkern wie unter den einzelnen Personen 
hat nichts Bestand ohne wahrhafte Freundschaft.» 

Das Bekenntnis zu diesen gemeinsamen geistigen Werten 
und gleichzeitig das Bestreben, am Aufbau einer echten 
Freundschaft der europäischen Völker mitzuwirken, dürfte 
der eigentliche Sinn eines Beitritts zum Europa-Rat sein. 

Die letzten Worte des freien Senders in Budapest, bevor ihn 
die russischen Truppen besetzten, lauteten: «Wir sterben für 
Ungarn und für Europa ! » Der Kampf der ungarischen Re­
volutionäre wird nicht umsonst sein, wenn die europäischen 
Länder ihre Solidarität festigen und sich über alle Sonderinter­
essen hinweg auf der gemeinsamen Grundlage des Rechts und 
der Menschlichkeit besinnen. H. C. Binswanger 

Oie wahren Dimensionen der religiösen íiiídung 
Differenzierte Situation 

Der Ausdruck «Situationspädagogik» ist ebenso wie der 
verwandte einer «Situationsethik» anrüchig. Und es klingt 
anderseits wie ein Gemeinplatz, wenn man sagt, wir müssten 
die jungen Leute «für unsere Zeit» erziehen. Allzu oft wird 
mit diesem Slogan mehr preisgegeben als gefordert und an 
Stelle eines klaren Erziehungszieles eine alles relativierende 
Anpassung propagiert. Wenn dies für religiös indifferente 
Kreise -naheliegt, so wird man unter überzeugten Gläubigen 
eher auf die umgekehrte Haltung stossen : sie sind von der ab­
soluten Gültigkeit und Überzeitlichkeit der Wahrheit so ein­
genommen, dass sie die Frage auf die leichte Schulter nehmen, 
wie etwas für eine bestimmte Zeit wahr wird, das heisst was 
es braucht, dass die Gültigkeit erkannt und erkennbar wird. Sie 
verschliessen sich daher gerne der Forderung nach Anpassung, 
Reform und so weiter; es braucht in der Tat bedeutend weniger 
Anstrengung, die Dinge, so wie man sie selber einst gelernt 
hat, weiterzugeben, als zunächst die Situation zu studieren und 
dann in Funktion dessen die «Gabe» dem Empfänger gemäss 
seinen wahren, augenblicklichen und zukünftigen Bedürfnis­
sen mundgerecht zu machen. Diese Bedürfnisse ergeben sich 
einerseits aus dem Wesen und der Entwicklungsphase des Kin­
des oder Jugendlichen und sind somit innerhalb derselben Al­
tersstufe an sich gleichartig, sie sind aber nicht minder vom 
Milieu bestimmt, je nachdem dieses den fundamentalen Be­
dürfnissen gerecht wird oder nicht. Dabei ist nicht nur das 
bisherige und gegenwärtige Milieu in Betracht zu ziehen, son­
dern erst recht jenes, das den Jugendlichen in Bälde erwartet. 
Wenn er dazu erzogen werden soll, das Leben zu meistern, 
wird er immer für soundsoviele Situationen vorzubereiten 
sein, die für ihn als Stunden der Bewährung und damit zugleich 
als Stufen im Wachsen und Reifen zu gelten haben. Dabei ist 
der P l u r a l diesen Situationen wesentlich: es gibt nicht d ie 
Situation des Jugendlichen, es gibt sie in grosser Fülle und Dif­
ferenziertheit. Diese D i f f e r e n z i e r u n g und die Sensibilität 

für ihre Respektierung nimmt mit fortschreitendem Alter und 
wachsender beruflicher Spezialisierung zu. Sie wird erst eigent­
lich als «Situation» bewusst, wenn der Jugendliche auch seiner 
selbst bewusst wird. Das ist der. Grund, warum Kinder aus 
den verschiedensten Schichten relativ leicht mit den gleichen 
Spielen, Betätigungen und Idealen zu begeistern und zusam-
menzusch weis sen sind, während der Heranwachsende, der 
se ine Interessen und se ine Situation wahrnimmt, gegenüber 
allem, was an «allgemeinen» Ratschlägen, Mahnungen, Zielen 
und Idealen geboten wird, äusserst skeptisch und zunächst 
ablehnend sich verhält. 

Auf die religiöse Bildung angepasst heisst dies, dass eine 
« progressive » Methode verlangt, dass man in der A d o l e s z e n z 
das Schwergewicht auf die gelegentliche individuelle Ausspra­
che und die Arbeit in k l e i n e n G r u p p e n legt, von da aus 
dann allerdings auch wieder zielbewusst die Aufgabe der 
Blickweitung und Zusammenarbeit anpackt. Es erklärt weiter­
hin, dass auf dieser Stufe ein «allgemeines» Religionsbuch 
wenig Anklang findet und die verschiedenen Schultypen einer­
seits und die Situationen der berufstätigen Lehrlinge anderseits 
berücksichtigt werden müssen. Dass hier die konkreten Ver­
hältnisse, der Mangel an Personal usw. Grenzen auferlegen, 
steht nicht zur Diskussion. Es geht vielmehr um das bewusste 
und wache Verständnis dieser Bedürfnisse bei den für die reli­
giöse Bildung Verantwortlichen. Wo dieses Verständnis da ist, 
kann auch umgekehrt das Verständnis für die begrenzten Ver­
hältnisse erreicht werden, jedenfalls wenn der entschlossene 
Wille durchscheint, die Verhältnisse nach Möglichkeit den Be­
dürfnissen anzupassen. 

Allzu oft aber lassen wir den individuellen Anspruch des 
Jugendlichen überhaupt nicht gelten, weil wir zum vorne­
herein wie auf die «Ewigkeit» so auch auf die «Allgemein­
heit» des Wahren und Guten pochen. Dabei übersehen wir 
völlig, dass der G l a u b e gerade in diesen Jahren zur persön­
lichsten Entscheidung werden kann, und umgekehrt die P e r -
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s ö n l i c h k e i t an dieser Entscheidung ihr tiefstes «Werde» er­
leben müsste. 

Tritt nun die Differenzierung der Situation für den Jugend­
lichen häufig erst gegen oder nach Ende der Schulpflicht1 ins 
Bewusstsein, so heisst das nicht, es sei ihr nicht schon vorher 
von seiten der Erzieher Rechnung zu tragen. In Frankreich, 
wo die «Mouvements spécialisés » in der Jugendbewegung und 
in der gesamten Katholischen Aktion dem «milieu de vie» 
eine so grosse Bedeutung beimessen, hat man deshalb schon 
früh für die Kinderkatechismen in der Art der Darbietung 
(Bilder, Beispiele, Wortschatz) zwei verschiedene Ausgaben 
für S t a d t und L a n d propagiert. Man wollte das «Christsein» 
von Anfang an nicht in einen luftleeren Raum, sondern in den 
konkreten Lebenskreis von «Quartier» oder «Dorf» hinein­
gestellt wissen.2 

Was geschieht für die «Techniker»? 

Man war nun einigermassen überrascht, dass der I n t e r ­
n a t i o n a l e K o n g r e s s « L u m e n v i t ae» 3 , der, wie früher 
erwähnt, nach seinem französischen Titel über «Katechese 
für u n s e r e Z e i t » handeln wollte, der sozialen und milieu-
mässigen Differenzierung bei Fragen der Methode in seinen 
offiziellen Referaten überhaupt keine Rechnung trug. Und es 
müsste in Sonderheit auffallen, dass zwar in einem Überblick 
über die «Situation» der religiösen Bildung in der «modernen 
Welt»4 die grossartige A u s b r e i t u n g d e r T e c h n i k und 
der Naturwissenschaft als das allgemeinste Kennzeichen an die 
erste Stelle gerückt wurde, dass aber das ganze zwölftägige 
Programm keinen einzigen Vortrag über den Religionsunter­
richt an technischen und anderen Berufsschulen vorsah, und 
einzig im Arbeitskreis des Frère Vincent Ayel5 auf besondere 
Interpellation hin die Frage gestreift wurde, welche Forderun­
gen das heute so eminente Interesse der Jugendlichen an der 
Technik an die Katechese stelle.6 

1 Wenn der Moment der « Schulentlassung » vielfach die Differenzie­
rung bewusst macht, so kann man sich fragen, ob man mit der unter­
schiedslosen Aufbietung zu den sogenannten «Schulentlassungs-Exer­
zitien» nicht jenen Jugendlichen Gewalt antut, für die die äussere Situa­
tion eben gerade nicht ändert, weil für sie die Schule weitergeht. Des­
gleichen stellt sich das Problem für die allgemeine Christenlehre. Das eine 

. wie das andere ist nur dann zu rechtfertigen, wenn es dem Jugendlichen, 
in rechter Weise begründet wird, nämlich als Band der Solidarität mit den 
bisherigen Jugendgespielen gerade im Augenblick des Auseinandergehens 
und als Ort der gegenseitigen Ergänzung von Schülern und Berufstätigen. 
Dazu müsste dann allerdings die « Christenlehre » nicht eine passiv ange­
hörte- «Vorlesung», sondern eher eine Diskussionsrunde nach der Art 
eines Heimabends in einer Jugendgruppe werden. 

2 Vgl. Anmerkung 5 in unserem Beitrag «Progressive Katechese?», 
«Orientierung» Nr. 19. 

3 Vgl. «Katechese heute» in «Orientierung» Nr. 18. 
1 Referat von Prof. Dondeyne, Brüssel, auf das wir weiter unten zurück­

kommen. 
5 Über die Rolle von Frère Vincent am Antwerpner Kongress vgl. 

«Orientierung» Nr. 19, S. 210-212. 
6 Seine knappe Antwort begann der Referent mit der Feststellung: «Es 

gibt nicht ,1e technique' (wie man in Frankreich in Schulkreisen zu sagen 
pflegt), sondern nur ,les techniques', die unter sich und in der Prägung 
der Jugendlichen sehr verschieden sind.» Also nochmals Differenzierung! 
Im übrigen konnte Frère Vincent, dem am Kongress das Thema der 
«vertikalen» Progression und nicht der «horizontalen» Milieuberücksich­
tigung zugefallen war, auf zwei Artikel hinweisen, die er selber zu unserer 
Frage veröffentlicht hat: Le sens du mystère et la formation technique in seiner 
eigenen Zeitschrift Catéchistes (Nr. 3/1956, Paris) und Catéchèse et monde 
technique in Masses Ouvrières (Juni/Juli 1956). Übrigens hatte er schon in 
seinem Referat durchblicken lassen, dass die vertikale Entwicklung von 
Geist und Charakter in ihrem Rhythmus nicht unabhängig vom Milieu 
ist. Auch bei uns in der Schweiz hat man festgestellt, dass die körperliche 
Reife im Arbeitermilieu durchschnittlich bis zu zwei Jahre früher einsetzt 
als in bürgerlichen Kreisen, was man sehr anschaulich an der äusseren Ge­
stalt und den Zügen der jungen Leute erleben kann, wenn man nacheinan­
der in zwei verschiedenen Pfarreien den Schulentlassungskurs hält. 

Diese Unterlassung wurde für den an den Titel der Tagung 
glaubenden Teilnehmer noch unbegreiflicher, wenn er in einer 
kurz vor dem Kongress von dessen Leiter, Dir. G.Delcuve SJ, 
erschienenen Studie, auf die wir unten zurückkommen werden, 
lesen konnte, dass in F r a n k r e i c h die t e c h n i s c h e n S c h u ­
len in den letzten dreissig Jahren ihre Schülerzahl v e r z e h n ­
fach t haben (gegenüber blosser Verdoppelung der Schüler­
zahl an den Lycées und Collèges), und dass man für das Jahr 
1963 auf Grund der Geburtenzunahme von 1946-1953 eine 
Zunahme aller Mittelschüler um 60 Prozent, für die Ecoles 
techniques aber eine Zunahme der Schülerzahl um 200 Pro­
zent (!) im Vergleich zum heutigen Stand vorausberechnet 
hat. Nimmt man nun anderseits die Tatsache hinzu, dass die 
heute in D e u t s c h l a n d geltenden Gesetze der Kirche die 
ausserordentliche Chance gegeben haben, an den B e r u f s ­
s c h u l e n (Gewerbeschulen) im Rahmen des offiziellen Stun­
denplans Religionsunterricht zu erteilen, so muss man es be­
dauern, dass der internationale Kongress keine Gelegenheit 
bot, die langjährigen und wertvollen Erfahrungen der Seel­
sorger an den katholischen technischen Schulen Frankreichs7 

den vielfach erst seit kurzem tätigen und mit grosser Stunden­
zahl belasteten Religionslehrern an den deutschen Berufs­
schulen zu übermitteln.8 

Das Bedürfnis nach einem Weltbild 

Diese waren denn auch gar nicht in Antwerpen vertreten. 
Vielmehr schienen sich die meisten deutschsprachigen Teil­
nehmer (soweit sie überhaupt aktive Religionslehrer und nicht 
Pfarrer oder Dozenten für Katechetik waren) hauptsächlich 
im Religionsunterricht an Gymnasien und hier wiederum an 
den oberen Klassen auszukennen. Daraus ergab sich zunächst 
eine gewisse Diskrepanz mit den am Kongress behandelten 
Themen, die für Inhalt und Methode der Katechese vor allem 
das schulpflichtige Alter im Auge hatten. Der letzte Tag ent­
sprach dann eher der Zusammensetzung der deutschen Dele­
gation, insofern hier die h u m a n i s t i s c h e B i l d u n g mit den 
Zielen der christlichen Verkündigung konfrontiert wurde. 
Über den eigentlichen Religionsunterricht an den oberen Klas­
sen war aber in den offiziellen Referaten kaum die Rede. Immer­
hin ergab sich aus beiläufigen Äusserungen und aus dem deut­
schen Aussprachekreis die einheitliche Schlussfolgerung, dass 
an den o b e r e n K l a s s e n eine blosse positive, von der Bibel 
ausgehende Glaubenskatechese nicht genügen kann, wie sehr 
auch gerade jetzt die direkte Beschäftigung mit den «Quellen» 
am Platze wäre. Allgemein wurde für diese Stufe die Heraus­
arbeitung eines umfassenden christlichen W e l t b i l d e s in Kon­
frontation mit den geistigen Strömungen unserer Zeit und der 
von den verschiedenen Fächern in dieser Richtung spürbaren 
Beeinflussung gefordert. 

Wie nun dieses Ziel einer möglichst umfassenden, im Glau­
ben zentrierten Weltanschauung konkret und methodisch, so­
zusagen lehrplanmässig an den oberen Klassen der höheren 
Schulen erreicht werden soll, darüber ergab auch der d eu t seh-

7 Vom Spiritual der grossen technischen Schule der Jesuiten in Lille 
Hessen wir uns vor einigen Jahren erzählen, dass es ihm relativ leicht ge­
lungen sei, schon 14jährige «Techniker» zu einer täglichen kurzen reli­
giösen Meditation zu bringen. Das religiöse Bedürfnis sei durchaus spürbar 
und weniger als an den Gymnasien in Gefahr, durch Ersatzprodukte von 
seinem Ziel abgelenkt zu werden. 

8 Dass die neue Aufgabe in Deutschland mit Elan angepackt und durch­
aus in ihrer Besonderheit gesehen wird, zeigen die nun bereits in sechster 
Folge erschienenen Briefe an junge Menschen, Werkblätter zur religiösen 
Bildung berufstätiger Jugend (Verlag Haus Altenberg, Düsseldorf 1956). 
Es ist wohl bezeichnend, dass diese « Briefe », die im einzelnen noch nicht 
alle gleichwertig und vorläufig erst auf die männliche Jugend und einen 
gewissen Jargon zugespitzt erscheinen, nicht etwa von einem kateche­
tischen Zentrum, sondern von der Hauptarbeitsstelle für Jugendseelsorge 
herausgebracht wurden, wo die Geistlichen in engem Kontakt mit jungen 
Laien stehen. 
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